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Risiken lauern nicht nur bei gewissen Sportarten, sie können – wie in der Corona-Krise – ein ganzes Land in die Tiefe reissen. DAVID POLLER / ZUMA / IMAGO

Die Schweiz
muss
nachbessern
Aus den Fehlern während der Corona-Zeit
sollte die Schweiz lernen. Für die richtigen Konsequenzen
muss sie allerdings über die Pandemie hinausdenken.
Denn die nächste Krise wird anders aussehen.
Von Georg Häsler Sansano und Lukas Mäder

Lehren aus einer Krise zu ziehen, ist nicht schwie-
rig. Doch nicht jede Lehre bringt auch echte Ver-
besserungen. Oft fokussiert die Analyse zu spezi-
fisch auf die letzte Krise – und lässt andere Risi-
ken unberücksichtigt. Oder sie beschränkt sich
auf einzelne Aspekte – und vergisst die Gesamt-
betrachtung. Beides nützt wenig, wenn es zur
nächsten Ausnahmesituation kommt. Denn jede
Krise ist anders.

Die Schwierigkeit besteht darin, die richtigen
Lehren zu ziehen. Das gilt auch für die Corona-
Pandemie. Ein Mangel an Masken und fehlendes
Desinfektionsmittel, ein Wirrwarr bei den Fall-
zahlen und ignorierte Warnungen der Experten:
Die offensichtlichen Mängel bieten sich an, öffent-
lichkeitswirksam Kritik zu üben und Verbesserun-
gen zu fordern. Doch ob diese Massnahmen bei
der nächsten Krise nützen, ist ungewiss. Denn die

nächste Krise in der Schweiz ist möglicherweise
keine Pandemie. Sondern eine Strommangellage.

Deshalb geht es bei der Analyse der Corona-
Krise nicht allein darum, die augenfälligsten
Defizite zu beheben – und etwa um jeden Preis
Maskenvorräte anzulegen.Viel entscheidender ist
es, die Ursachen für die Mängel zu beleuchten:
Wie konnte es so weit kommen, dass trotz klaren
Warnungen und Empfehlungen Hygienemasken
fehlten? Oder allgemeiner formuliert: Welche
strukturellen Schwächen weist das Risiko- und
Krisenmanagement der Schweiz auf? Wie kön-
nen Mängel in der Vorbereitung und der Bewälti-
gung von Krisen generell minimiert werden? Ein
Blick auf die Corona-Pandemie zeigt Verbesse-
rungspotenzial.

Es fehlt
der umfassende Blick
Die Bewältigung einer Krise beginnt, lange bevor
sie ausbricht. Die Vorbereitungen sind entschei-
dend. Doch um zumindest grob zu wissen, welche
Art von Ausnahmesituationen eintreten könnte, ist
eine Analyse der möglichen Gefährdungen nötig.
Anders gesagt: Um überhaupt auf die Idee zu kom-
men, Maskenvorräte anzulegen, muss das Risiko
einer Pandemie bekannt sein.

Die Risikoanalyse hat im konkreten Fall der
Corona-Pandemie funktioniert. Die Pandemie war

als eines der grössten Risiken für die Schweiz er-
kannt – schon lange. Auch die Ausarbeitung von
Pandemieplänen hat die Schweiz schon vor Jahren
in Angriff genommen. Und doch kam es bei der
Umsetzung der Massnahmen zu Mängeln. Warum?
Zwei Faktoren stehen im Vordergrund: das föde-
rale System der Schweiz mit seinen verteilten Ver-
antwortlichkeiten und Kompetenzen und damit ver-
bunden die politische Frage der Kosten. Die Um-
setzung der Massnahmen ist zwischen den Staats-
ebenen und den realpolitischen Zwängen versickert.
Es fehlt ein umfassendes Risikomanagement, das
nicht nur die Risiken analysiert, sondern auch die
getroffenen Massnahmen kontrolliert. Es braucht
klare Verantwortlichkeiten für die Vorsorge.

Das Dilemma
der komplexen Strukturen
Die föderale Struktur der Schweiz erzeugt Rei-
bungsverluste, die sich auch in der Krisenbewälti-
gung zeigen. Der Föderalismus führt zu Doppel-
spurigkeiten, Widersprüchen und Verzögerungen.
Diese Erkenntnis ist nicht neu. Und doch zeigt
die Erfahrung der Corona-Pandemie, dass es der
Schweiz noch nicht gelungen ist, dieses Problem in
den Griff zu bekommen.

Die Kommunikation zwischen den Kantonen
und dem Bund funktionierte nur zum Teil – näm-
lich dort, wo sie eingespielt ist. Die Zahl der Inten-
sivbetten etwa mussten die Kantonsärzte an ver-
schiedene Stellen nach Bern melden.Bei den Infek-
tionszahlen und den Todesfällen war der Bund mit
seinen Meldungen derart inVerzug,dass sich Dritte
als verlässliche Quellen für das Lagebild etablierten.

In der Krisenorganisation des Bundes wurden
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der Pande-
mie lange vernachlässigt. Das Bundesamt für Ge-
sundheit schlug zudem Warnungen aus der Wissen-
schaft in den Wind, wie auch die Sitzungsprotokolle
zeigen, die die «Sonntags-Zeitung» gestützt auf das
Öffentlichkeitsgesetz erhalten hat.

Für diese Probleme lassen sich zwei generelle
Gründe ausmachen: In der Krisenorganisation gibt
es neue Organe und Abläufe, die nicht eingespielt
sind. Und die Führung obliegt der Fachstelle, in die-
sem Fall dem Bundesamt für Gesundheit. Es fehlt
eine eingespielte Krisenorganisation über alle föde-
ralen Stufen hinweg und mit fachlich neutralem
Blick. Die Lösung kann nicht ein stärkerer Zen-
tralismus sein. Denn dezentrale Strukturen können
sich im Krisenfall durchaus als widerstandsfähiger
erweisen als eine zentralisierte Organisation. Doch
die Schweiz muss die negativen Nebenwirkungen
in den Griff bekommen. Es braucht eine perma-
nente Vernetzung der Organisationen für den Kri-
senfall. Schliesslich können die richtigen Lehren
aus der Krise nur durch eine sachliche Diskussion
gezogen werden. Diese Voraussetzung ist vermut-
lich die grösste Herausforderung, weil es um grund-
legende Fragen von Macht und Ressourcen geht.

Das eine Risiko gegen ein anderes auszuspielen,
ist falsch. Und doch geschieht derzeit genau dies:

Es braucht in der
Debatte um das Risiko-
und Krisenmanagement
vor allem mehr Vernunft.

Wer gegen neue Kampfflugzeuge ist, sieht jetzt in
der Corona-Pandemie den Beleg dafür, dass mili-
tärische Konflikte nicht mehr aktuell seien. Eine
solche Annahme ist naiv und gefährlich. Neue
Bedrohungen lösen bestehende Gefährdungen
meist nicht ab, sondern treten zur Bedrohungslage
hinzu. Armee, Gesundheitswesen, Bevölkerungs-
schutz oder kritische Infrastrukturen dürfen nicht
als Konkurrenten verstanden werden. Sie bilden
vielmehr einen Komplex zur Bewältigung eines
Krisenfalls. Es fehlt ein sachlicher, unideologi-
scher Blick auf die Risiken der Schweiz. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass diese Sachlichkeit selbst
innerhalb der Bundesverwaltung fehlt. Departe-
mente und Ämter sind Konkurrenten im Geran-
gel um Finanzen und Stellen. Jeder sieht seinen Be-
reich als vordringlich an. Es braucht deshalb in der
Debatte um das Risiko- und Krisenmanagement
vor allem mehr Vernunft.

Neue Grundlagen
der Krisenorganisation
Die Schweiz hat die Corona-Krise bisher relativ
gut überstanden – gerade im internationalen Ver-
gleich. Dennoch bietet die Erfahrung eine gute Ge-
legenheit, Reformen in der Krisenbewältigung an-
zugehen.Verantwortung,Vernetzung und Vernunft
sind die wichtigen Grundlagen dafür, die Wider-
standsfähigkeit der Schweiz zu verbessern.

Die Schweiz baut traditionell auf verteilte Ver-
antwortlichkeiten auf. Im föderalen Staatsauf-
bau sind je nach Sachbereich die Gemeinden, die
Kantone oder der Bund zuständig. Zudem hat die
Selbstregulierung einen hohen Stellenwert. So lie-
gen etwa die technischen Sicherheitsnormen einer
kritischen Infrastruktur wie der Stromversorgung
in der Verantwortung des Branchenverbands. Diese
dezentrale Regulierung ist gut. Doch sie birgt die
Gefahr, dass niemand die Verantwortung über-
nimmt. Das muss sich ändern.

Der Bund kennt bereits ein System des Risiko-
managements. Es ist jedoch auf jene Risiken be-
schränkt,die dieAufgabenerfüllung des Bundes ge-
fährden. Dieser Ansatz ist richtig, geht jedoch zu
wenig weit.Die Schweiz braucht ein Risikomanage-
ment, das über die Bundesverwaltung hinausgeht.
Die heutigen Risikobeurteilungen des Bundes-
amts für Bevölkerungsschutz müssen zu einem
Risikomanagement erweitert werden, in das auch
die Kantone einbezogen sind. Zu beurteilen sind
nicht nur die Risiken, sondern auch die vorsorg-
lichen Massnahmen, die ergriffen werden – über
das gesamte selbstregulierte System der Schweiz
hinweg. Jemand muss die Verantwortung für die
Vorsorge tragen.

Verknüpft mit dem Risikomanagement braucht
es eine etablierte Krisenorganisation, die mit ein-
fachen und klaren Strukturen funktioniert. Kommt
es zur Krise, bleibt keine Zeit, um eine neue Orga-
nisation einzuberufen, Kommunikationskanäle zu
etablieren und die Köpfe kennenzulernen. Die
Vernetzung zwischen den relevanten Bundesstel-
len und den Kantonen muss bereits vorhanden sein.

In der Zeit des Kalten Kriegs schuf der Bund
eine Zentralstelle für Gesamtverteidigung, die für
alle Aspekte der Landesverteidigung zuständig war.
Diese Idee ist für die heutige Gefährdungslage zu
adaptieren, in der die militärische Bedrohung nur
eine von vielen ist. Eine Inspiration dafür könnte
das neue Kompetenzzentrum Cybersicherheit des
Bundes sein, das in normalen Zeiten ein Netzwerk
schaffen soll, um die ausserordentlichen Lagen bes-
ser zu bewältigen.

Eine permanente Krisenorganisation von Bund
und Kantonen hat den Vorteil, dass sie die nötigen
Kompetenzen für die Krisenbewältigung mitbringt,
die Fachorganisationen meist nicht haben. Ein sol-
cher professioneller Krisenstab ermöglicht zudem
einen umfassenderen Blick auf eine Krise und er-
laubt den unbelasteten Austausch mit den Fach-
leuten ausserhalb der Verwaltung.

Verantwortung und Vernetzung müssen die
Grundsätze einer künftigen Krisenorganisation
sein. Voraussetzung dafür ist Vernunft in Politik
und Verwaltung. Nur dadurch lässt sich die Schweiz
so aufstellen, dass sie besser für künftige Krisen ge-
rüstet ist. Dass es diese Vernunft braucht, sollte die
wichtigste Lehre aus der Corona-Pandemie sein.

KRISENBEWÄLTIGUNG
Die Corona-Pandemie zeigt Schwächen im Risiko-
und Krisenmanagement der Schweiz. Die NZZ hat in
einer Serie die Aspekte der Krise analysiert und ver-
sucht, erste Lehren zu ziehen. In diesem letzten Teil
beleuchten wir die nötigen Reformen des Krisen-
managements.

nzz.ch/schweiz/krisenbewältigung

Mittwoch, 17. Juni 2020 11SCHWEIZ

Die Schweizer Armee
soll für den Informationskrieg gewappnet sein SEITE 12

Die FDP schliesst sich in der Öko-Politik
der rot-grünen Seite an – die Linken staunen SEITE 13

«Das sind gravierende Verfahrensmängel»
Das Bundesgericht habe seine Aufsichtspflichten nicht wirklich wahrgenommen und Fehler gemacht, sagt Marianne Heer,
Luzerner Kantonsrichterin und Lehrbeauftragte für Sanktionen- und Strafprozessrecht, im Gespräch mit Kathrin Alder und Daniel Gerny

Frau Heer, grosse Fälle verjähren, atmo-
sphärische Störungen belasten dieArbeit
am Bundesstrafgericht, Aufsichtspflich-
ten werden nicht richtig wahrgenom-
men, und im Kanton Graubünden soll
ein Richter gar ein Urteil eigenmächtig
abgeändert haben. Wie schlecht steht es
um die Justiz?
Ich will nicht beschönigen und sagen,
alles sei gut. Man muss die Justiz kri-
tisch beleuchten. Aber alles über einen
Leisten zu schlagen, scheint mir pro-
blematisch. Es steht nicht schlecht um
die Schweizer Justiz. Aus Zürich oder
Bern zumBeispiel hören Sie nichts, sehr
grosse Gerichtsbetriebe, die offenbar
reibungslos funktionieren. Auch in der
Westschweiz läuft es sehr gut. Es gibt
aber Vorfälle, die nicht akzeptabel sind.
Die Aufsicht des Bundesgerichts über
das Bundesstrafgericht und das Auftre-
ten des Bundesgerichtspräsidenten etwa
beurteile ich kritisch.

Sie sprechen den Untersuchungsbericht
an, den die Verwaltungskommission des
Bundesgericht als Aufsicht über das
Bundesstrafgericht verfasst hat. Es ging
um dieAbklärung von diversenVorwür-
fen, unter anderem Mobbing, Sexismus
und Spesenreiterei. Wie beurteilen Sie
diesen Bericht?
Für mich ist nicht nachvollziehbar,
dass das Bundesgericht nicht in der
Lage ist, die elementarsten Verfahrens-
rechte einzuhalten. Das rechtliche Ge-
hör etwa wurde den Betroffenen offen-
sichtlich nicht rechtsgenüglich gewährt.
Auch wenn ich den Fall nicht ausführ-
lich kenne:Das Bundesgericht hat seine
Aufsichtspflichten nicht wirklich wahr-
genommen und Fehler gemacht.

DasBundesgericht argumentiert, es seien
alle Beteiligten befragt worden, womit
das rechtliche Gehör gewährt worden
sei. Reicht das aus Ihrer Sicht nicht aus?
Nein – zumal das Gericht im Verlaufe
der Untersuchung zu Resultaten gekom-
men ist, die die Betroffenen teilweise
schwer belasten.Dazu hätten diese Stel-
lung nehmen können müssen. Dass dies
nicht geschehen ist, kann ich nicht ver-
stehen. Ich könnte und wollte es mir in
einem Gerichtsfall jedenfalls schlicht
nicht leisten, so zu arbeiten.

Es gibt Hinweise darauf, dass es noch
während der Untersuchung zu weiteren
Vorfällen am Bundesstrafgericht ge-
kommen ist – etwa in Form von sexis-

tisch anmutenden Fasnachtsplakaten.
Hinzu kommen persönlichkeitsver-
letzende Äusserungen des Bundes-
gerichtspräsidenten Ulrich Meyer, die
er in der Pause während einer Befra-
gung gemacht hat. Wie muss man das
einordnen?
Soweit ich das in den Medien verfolgt
habe, ist das für mich unhaltbar.

Was sagt das über die Qualität der
Arbeit des Bundesgerichts aus?
Ich halte es für sehr problematisch, dass
demGericht derart gravierendeVerfah-
rensmängel unterlaufen. Ich hoffe, dass
man am Bundesgericht den Ernst der
Lage erkennt.

Nach den Vorfällen am Bundesstraf-
gericht sind wir nun mit Verfahrens-
mängeln am Bundesgericht konfron-
tiert. Kann man von einer Krise der
höchsten Gerichte sprechen?
Nein, so weit würde ich nicht gehen.
Bei den Verfahrensfehlern des Bundes-
gerichts sprechen wir von einem Einzel-
fall. Dieser muss genau unter die Lupe
genommen werden, so wie es die Ge-
schäftsprüfungskommissionen jetzt tun.
Wir müssen aber gleichzeitig aufpassen,
dass wir jetzt nicht gleich den Stab über
die gesamte Justiz brechen und Rück-
schlüsse auf die Qualität der Bundes-
gerichtsurteile ziehen. Dies, obwohl ich
mir manchmal wünsche, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen in Lausanne etwas
vertiefter Grundsatzprobleme bearbei-
ten. Ich lese oft höchstrichterliche Ur-
teile aus Deutschland und habe das Ge-
fühl, dort ist es deutlich besser.Man hat
dort offensichtlich mehr Freude am Be-
ruf. Wir haben es aber im Zusammen-

hang mit der gegenwärtigen Situation
nicht mit einem materiellrechtlichen
Problem zu tun, sondern mit fehlender
Führungskompetenz und mangelnder
Erfahrung bei der Durchführung einer
administrativen Untersuchung.

Auch die Probleme am Bundesstraf-
gericht deuten auf Führungsprobleme
hin, wenn von Mobbing und Sexismus
die Rede ist. Haben Sie persönlich an
Gerichten schon Sexismus erlebt oder
beobachtet?
In der jüngeren Zeit erlebe ich dies nicht
mehr, früher war dies dagegen gang und
gäbe. Ich will keineswegs ausschliessen,
dass es auch heute noch zu sexistischen
Übergriffen kommt, aber es ist kein Pro-
blem, von dem die Gerichte besonders
betroffen sind. Das bedeutet allerdings
nicht, das immer alles zum Besten steht:
Lange Zeit hatten es Frauen in der von
Männern geprägten Justiz sehr schwer,
sich eine Position zu erkämpfen und an-
erkannt zu werden. Zu Beginn meiner
Karriere, etwa als erstinstanzliche Rich-
terin und vor allem später als Staats-
anwältin, war ich als Frau praktisch
allein auf weiter Flur.Aber auch in die-
ser Hinsicht hat sich in den letzten Jah-
ren viel getan. Ich persönlich fühle mich
heute sehr ernst genommen, obwohl
ich denke, dass immer noch an Frauen
höhere Anforderungen gestellt werden
als an Männer.

Trotzdem:An Gerichten kommt es auf-
fällig oft zu atmosphärischen Proble-
men,die Stimmung ist bisweilen schlecht.
Weshalb?
Darüber habe ich mir schon viele Ge-
danken gemacht. Auf der einen Seite

haben wir an Gerichten eine sehr flache
Hierarchie, im fachlichen Bereich sind
letztlich alle gleichberechtigt. Gleich-
zeitig gibt es einen Präsidenten oder
eine Präsidentin in administrativen Be-
langen. In diesem Bereich kann man
wahnsinnig viel Einfluss nehmen. Das
geht bis zur Steuerung der Rechtspre-
chung. Ich habe das selbst erlebt.

Wie meinen Sie das?
Das beste Beispiel ist die Zusammenset-
zung des Spruchkörpers. An Gerichten
gibt es Seilschaften, es gibt Richter, bei
denen weiss man, die sind immer einer
Meinung und stimmen am Ende bei der
Urteilsfindung gleich. Der Präsident
oder die Präsidentin kann das Richter-
gremium von Fall zu Fall bestimmen und
so auch das Ergebnis steuern, wenn sie
ihre Aufgabe nicht verantwortungsvoll
wahrnimmt.

Über die administrative Leitung wird
also letztlich Justizpolitik betrieben?
Ja – und das halte ich für ein grosses Pro-
blem, das man endlich richtig angehen
müsste.Es geht hier um die interne rich-
terliche Unabhängigkeit, die mitunter
gefährdet ist. Das ist wohl an vielen Ge-
richten so.

Spielt da auch Parteipolitik eine Rolle?
Das glaube ich nicht, nein. Solche Ent-
scheide sind eher rechtspolitisch moti-
viert. Das mag zwar häufig deckungs-
gleich sein mit der Parteipolitik. Aber
dass man gezielt einer Partei helfen
will, habe ich nie erlebt. Ich halte das im
Übrigen auch nicht für ein neues Pro-
blem. Ich würde sogar sagen, früher hat
es solche Einflussnahmen häufiger ge-
geben als heute.

Das alles erinnert stark an die «Filz-
diskussionen» von früher. Damals stan-
den vor allem Verwaltung und Politik
in der Kritik. Hat diese Diskussion nun
auch die Gerichte erreicht?
Hoffentlich. Ich glaube, früher wurde
dieses Problem gar nicht behandelt, es
blieb einfach unter demDeckel.Mittler-
weile ist die Sensibilität gestiegen, auch
in den Medien. Die interne richterliche
Unabhängigkeit wird aber auch heute
noch viel zu wenig thematisiert.

Was könnte man besser machen?
Manmüsste an den Gerichten offen dis-
kutieren. Transparenz ist wichtig. Aber
das kann natürlich wiederum zu Un-
stimmigkeiten und Streitigkeiten führen.
Und dann gibt es auch noch die Idee, für
einen konkreten Fall den Spruchkörper
per Zufallsgenerator zusammenzustel-
len.Allerdings bin ich keine grosse An-
hängerin dieses Konzepts. Obwohl das
Wissen natürlich breit sein muss, ist man,
wenn man ehrlich ist, fachlich nicht in
allen Bereichen gleich gut, jeder Richter
und jede Richterin hat Spezialgebiete.
Aus meiner Sicht ist es effizient und
sinnvoll, die Leute da einzusetzen, wo
sie am meisten bringen. Das sind dann
aber ja objektive Kriterien, die hier eine
Rolle spielen.

Ganz generell gefragt: Werden über-
haupt die geeigneten Personen als Rich-
terinnen und Richter gewählt?
Auch wenn ich den Parteienproporz
an den Gerichten grundsätzlich befür-
worte, bin ich der Meinung, dass man
die Parteizugehörigkeit bei der Aus-
wahl zu stark gewichtet. Dagegen wird
die Sozialkompetenz von Richterinnen
und Richtern vernachlässigt. Die Pro-
bleme am Bundesstrafgericht zeigen
diese nach meiner Einschätzung deut-
lich. Sozialkompetenz ist aber auch aus
einem anderen Grund wichtig: DieAuf-
gabe von Richterinnen und Richtern ist

es, den Menschen zu verstehen zu ge-
ben,wie sie sich zu verhalten haben.Von
solchen Persönlichkeiten darf erwartet
werden, dass sie über das rein Fachliche
hinaus eineVorbildfunktion einnehmen
können.

Geht es vor Gericht nicht vor allem um
Rechtsfragen?
Es geht um Rechtsfragen, aber nicht
nur. Man kann einen Sachverhalt nicht
einfach einer Rechtsnorm zuordnen –
und schon hat man ein Resultat. Ge-
setze sind auslegungsbedürftig, man
kann nicht alles generell-abstrakt re-
geln. Richterinnen und Richter haben
einen grossen Ermessensspielraum – im
Strafrecht beispielsweise, wenn es um
die Bemessung von Schuld oder die Be-
urteilung der Gefährlichkeit von Straf-
tätern geht.

Für viele Leute ist ein Gerichtsurteil ein
Buch mit sieben Siegeln:Wer nicht Jurist
ist, kann die Herleitungen oft kaum ver-
stehen. Muss das so ein?
Es gibt Richter, die sagen: Ich erkläre
keine Urteile, die erklären sich von
selbst. Ich bin hier entschieden ande-
rer Meinung. Wir müssen uns um Ver-
ständlichkeit bemühen.Es muss das Ziel
sein, dass Urteile von jenen, die sie be-
treffen und die sich dafür interessieren,
nachvollzogen werden können. Gleich-
zeitig ist das Recht aber eine Wissen-
schaft. Die rechtlichen Fragen sind in
der Tat oft sehr kompliziert. Es braucht

deshalb beides: Neben dem Fachwissen
braucht es bei der Urteilsfindung gerade
im Strafrecht, wo ich hauptsächlich tä-
tig bin, überdies auch Einfühlungsver-
mögen. Die Verständlichkeit von Urtei-
len ist wichtig, aber man darf ihr nicht
alles andere unterordnen.

Während die Verwaltung und die Poli-
tik die Kommunikation professionali-
siert haben, geben sich viele Gerichte
noch nicht besonders offen.
Ja, und ich habe die Folge davon in der
Strafjustiz sehr deutlich erlebt. Wäh-
rend die Staatsanwaltschaften schon
lange professionell kommunizieren, be-
schränkten sich manche Gerichte auf
das Nötigste. Die Staatsanwaltschaft ist
im Verfahren aber Partei. Dasselbe gilt
übrigens auch für die Seite der Straf-
verteidiger, die ebenfalls vermehrt die
Öffentlichkeit suchen. Es soll möglichst
objektiv informiert werden, und die Ge-
richte müssen hier die Führung über-
nehmen. Die Gerichte müssen hier mit-
ziehen.

Können Richter ihre Unabhängigkeit
nicht besser wahren, wenn sie sich nicht
an öffentlichen Debatten beteiligen?
Wenn ich mich nicht der öffentlichen
Diskussion aussetze, ist es sicher ein-
facher, unbeeinflusst zu bleiben. Die
Kritik und die Diskussion in denMedien
ist für viele Richterinnen und Richter
eine riesige Herausforderung. Da ent-
steht Druck. Das fordert uns viel stär-
ker in unserer Persönlichkeit. Aber da-
mit müssen wir umgehen können. Die-
sen Anspruch habe ich an mich – und
ich stelle ihn auch an andere Richterin-
nen und Richter.

Ich könnte
und wollte es mir
in einem Gerichtsfall
schlicht nicht leisten,
so zu arbeiten.
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Marianne Heer macht dem Bundesgericht schwere Vorwürfe. KARIN HOFER / NZZ
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